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STELLUNGNAHME DER KOMMISSION 

vom 17.10.2017 

zur mittelbaren Zurverfügungstellung von wirtschaftlichen Ressourcen an eine in der 

Liste aufgeführte Person im Sinne von Artikel 2 Absatz 2 der Verordnung (EU) Nr. 

269/2014 

Ersuchen um Stellungnahme 

 
Als Hüterin der Verträge überwacht die Europäische Kommission (im Folgenden 
„Kommission“) die Umsetzung des EU-Rechts durch die Mitgliedstaaten1.  
Im Zusammenhang mit restriktiven Maßnahmen können die zuständigen Behörden der 
Mitgliedstaaten die Kommission ersuchen, zur Anwendung bestimmter Bestimmungen der 
einschlägigen Rechtsakte Stellung zu nehmen oder Orientierungshilfen für ihre Umsetzung zu 
geben.  
Die Kommission hat ein Ersuchen einer zuständigen nationalen Behörde eines Mitgliedstaats 
der Europäischen Union um Stellungnahme im Hinblick auf die Anwendung von Artikel 2 
Absatz 2 der Verordnung (EU) Nr. 269/2014 des Rates über restriktive Maßnahmen 
angesichts von Handlungen, die die territoriale Unversehrtheit, Souveränität und 
Unabhängigkeit der Ukraine untergraben oder bedrohen2 (im Folgenden „Verordnung“), 
erhalten.  

 

Hintergrund  

Die Frage der zuständigen nationalen Behörde betrifft eine Transaktion, bei der ein EU-
Ausführer Rettungsausrüstung, die keinen Ausfuhrbeschränkungen unterliegt, an 
Unternehmen A verkauft, das nicht auf der Liste in Anhang I der Verordnung steht und nach 
dem Recht eines Drittlandes eingetragen ist. Unternehmen A baut die Ausrüstung 
anschließend in Endprodukte (Rettungsschiffe) ein und liefert diese an Unternehmen B, das 
ebenfalls nicht auf der Liste steht und nach dem Recht eines Drittlands eingetragen ist. 
Unternehmen B ist in organisatorischer Hinsicht Unternehmen C unterstellt, bei dem es sich 
ebenfalls um ein nach dem Recht eines Drittlands eingetragenes Unternehmen handelt.  Beim 
Geschäftsführer von Unternehmen C handelt es sich um eine in der Liste in Anhang I der 
Verordnung aufgeführte natürliche Person. 
Vor diesem Hintergrund stellt die zuständige nationale Behörde folgende Frage: 
Handelt es sich bei der Ausfuhr von Ausrüstungen durch das EU-Unternehmen an 

Unternehmen A um eine mittelbare oder unmittelbare Zurverfügungstellung von 

wirtschaftlichen Ressourcen an eine in der Liste aufgeführte Person im Sinne des Artikels 2 

Absatz 2 der Verordnung (EU) Nr. 269/2014?  

                                                 
1 Die Kommission überwacht die Anwendung des Unionsrechts unter der Kontrolle des Gerichtshofs der 

Europäischen Union. Gemäß den Verträgen ist nur der Gerichtshof der Europäischen Union für die 
verbindliche Auslegung der Rechtsakte der Organe der Union zuständig. 

2 Verordnung (EU) Nr. 269/2014 des Rates vom 17. März 2014 über restriktive Maßnahmen angesichts 
von Handlungen, die die territoriale Unversehrtheit, Souveränität und Unabhängigkeit der Ukraine 
untergraben oder bedrohen (ABl. L 78 vom 17. März 2014, S. 6). 
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Bewertung  

Die Verordnung sieht das Einfrieren von Vermögenswerten und das Verbot der 
Zurverfügungstellung von Geldern oder wirtschaftlichen Ressourcen an Personen oder 
Einrichtungen vor, die für Handlungen verantwortlich sind, die die territoriale Unversehrtheit, 
die Souveränität und die Unabhängigkeit der Ukraine untergraben oder bedrohen. In Artikel 2 
Absatz 2 der Verordnung heißt es:  
„Den in Anhang I aufgeführten natürlichen oder juristischen Personen, Einrichtungen oder 

Organisationen oder mit diesen in Verbindung stehenden natürlichen oder juristischen 

Personen, Einrichtungen oder Organisationen dürfen weder unmittelbar noch mittelbar 

Gelder oder wirtschaftliche Ressourcen zur Verfügung gestellt werden oder zugutekommen.“ 
Entscheidend für die Beantwortung der Frage der nationalen zuständigen Behörde ist daher 
die Auslegung des Sachverhalts der unmittelbaren oder mittelbaren Zurverfügungstellung 
wirtschaftlicher Ressourcen an eine in der Liste aufgeführte Person. Folglich ist es 
erforderlich, drei Begriffe zu definieren: „wirtschaftliche Ressourcen“, „in der Liste 
aufgeführte Personen oder eine mit diesen in Verbindung stehende Person, Einrichtung oder 
Organisation“ sowie „wirtschaftliche Ressourcen unmittelbar oder mittelbar zur Verfügung 
stellen oder zugutekommen“. 
Der Begriff „wirtschaftliche Ressourcen“ wird sehr allgemein definiert und bezeichnet 
„Vermögenswerte jeder Art, unabhängig davon, ob sie materiell oder immateriell, beweglich 

oder unbeweglich sind, bei denen es sich nicht um Gelder handelt, die aber für den Erwerb 

von Geldern, Waren oder Dienstleistungen verwendet werden können“3. Im vorliegenden Fall 
stellt die Rettungsausrüstung daher eine wirtschaftliche Ressource im Sinne der Verordnung 
dar. 
Der Begriff „in der Liste aufgeführte Personen oder eine mit diesen in Verbindung stehende 
Person, Einrichtung oder Organisation“ bezeichnet Personen, die nach Feststellung des Rates 
die territoriale Unversehrtheit, Souveränität und Unabhängigkeit der Ukraine untergraben 
oder bedrohen und daher in der Liste in Anhang I der Verordnung aufgeführt sind. 
Den Angaben der nationalen zuständigen Behörden zufolge handelt es sich weder bei 
Unternehmen A noch bei Unternehmen B oder C um eine in der Liste aufgeführte 
Einrichtung. Lediglich der Geschäftsführer von Unternehmens C steht auf Veranlassung des 
Rates auf der Liste der natürlichen Personen in Anhang I der Verordnung. Darüber hinaus 
besteht anscheinend kein Eigentums- oder Kontrollverhältnis zwischen Unternehmen A und 
den Unternehmen B oder C und damit auch kein direkter Zusammenhang zwischen der 
Funktion des Geschäftsführers von Unternehmen C und der des Geschäftsführers von 
Unternehmen A. 
Der Begriff „wirtschaftliche Ressourcen unmittelbar oder mittelbar zur Verfügung stellen 
oder zugutekommen“ bezeichnet nach der Rechtsprechung des Europäischen Gerichtshofs 
jede Handlung, die erforderlich ist, damit eine Person „tatsächlich die vollständige 

Verfügungsbefugnis in Bezug auf die wirtschaftliche Ressource erlangen kann“.4 Diese sehr 
allgemeine Definition wird durch die Wörter „unmittelbar oder mittelbar“ in Artikel 2 Absatz 
2 der Verordnung untermauert. Damit fällt jede Handlung, die dazu führt, dass eine Person 
tatsächlich die vollständige Verfügungsbefugnis in Bezug auf eine wirtschaftliche Ressource 
erlangt, unter diesen Begriff. Dies muss allerdings im Einzelfall geprüft werden. Nach den 

                                                 
3 Artikel 1 Buchstabe d der Verordnung.  
4 Rechtssache Mollendorf (C-117/06) Randnr. 51. 
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Vorbildlichen Verfahren der EU für die wirksame Umsetzung restriktiver Maßnahmen5 (im 
Folgenden „Vorbildliche Verfahren der EU“) gilt die Bereitstellung von Geldern oder 
wirtschaftlichen Ressourcen für nicht benannte juristische Personen oder Organisationen, die 
im Eigentum oder unter der Kontrolle einer benannten Person oder Organisation stehen, im 
Grundsatz als indirekte Bereitstellung, „sofern nicht im Einzelfall nach vernünftigem 

Ermessen mittels eines risikobasierten Ansatzes und unter Berücksichtigung aller relevanten 

Umstände, einschließlich nachstehender Kriterien, festgestellt werden kann, dass die 

betreffenden Gelder oder wirtschaftlichen Ressourcen nicht von der benannten Person oder 

Organisation verwendet werden oder ihr zugutekommen“6. Zu den Kriterien, die bei dieser 
Prüfung herangezogen werden, zählen nach den Vorbildlichen Verfahren der EU „die 

Eigenschaften der bereitgestellten Gelder oder wirtschaftlichen Ressourcen, einschließlich 

ihrer möglichen praktischen Verwendung durch eine benannte Organisation und der 

Unkompliziertheit eines Transfers an eine benannte Organisation“7.  
Nach Auffassung der Kommission fällt die Ausfuhr von Rettungsausrüstung, so wie sie von 
der nationalen zuständigen Behörde in ihrer Frage dargelegt wird, nicht unter den Begriff 
„wirtschaftliche Ressourcen unmittelbar oder mittelbar zur Verfügung stellen oder 
zugutekommen“, da sich ein Zusammenhang zwischen der ursprünglichen Ausfuhr und dem 
in der Liste aufgeführten Geschäftsführer von Unternehmen C nicht ausreichend belegen 
lässt. Erstens gibt es keine direkte Verbindung zwischen Unternehmen A und dem 
Geschäftsführer von Unternehmen C. Zum anderen scheint es, dass der Geschäftsführer von 
Unternehmen C nicht die vollständige Verfügungsbefugnis in Bezug auf von Unternehmen B 
erworbene Güter erlangt. Schließlich ist es aufgrund des sehr spezifischen 
Verwendungszwecks der Rettungsschiffe unwahrscheinlich, dass der Geschäftsführer von 
Unternehmen C sie in seiner persönlichen Eigenschaft nutzen würde.  

 

 

 

Schlussfolgerungen 

Die Kommission vertritt in diesem besonderen Kontext die Auffassung, dass es sich bei 

der Ausfuhr von Ausrüstungen durch ein EU-Unternehmen an Unternehmen A, das 

diese Produkte anschließend in Endprodukte einbaut, die an Unternehmen B verkauft 

werden, das in organisatorischer Hinsicht Unternehmen C unterstellt ist, dessen 

Geschäftsführer auf der Liste der natürlichen Personen in Anhang I der Verordnung 

269/2014 steht, nicht um einen Fall handelt, in dem im Sinne des Artikels 2 Absatz 2 der 

Verordnung 269/2014 einer in der Liste aufgeführten Person unmittelbar oder mittelbar 

Gelder oder wirtschaftliche Ressourcen zur Verfügung gestellt werden oder 

zugutekommen. 
  

                                                 
5 Vorbildliche Verfahren der EU für die wirksame Umsetzung restriktiver Maßnahmen. 
6 Ebenda, Ziff. 66. 
7 Ebenda. 
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Grundsätzlich sollten die zuständigen nationalen Behörden im Einzelfall mittels eines 
risikobasierten Ansatzes und unter Berücksichtigung aller relevanten Umstände bewerten, ob 
wirtschaftlichen Ressourcen einer in der Liste aufgeführten Person oder Einrichtung zur 
Verfügung gestellt werden oder zugutekommen.  
Brüssel, den 17.10.2017 

 Für die Kommission 

 Federica Mogherini 

 Vizepräsidentin 


